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TE OGH 1975/9/23 5Ob170/75
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 23.09.1975

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Sobalik

als Vorsitzenden und durch die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr. Schragel, Dr. Marold, Dr. Petrasch und

Dr. Griehsler als weitere Richter in der Rechtssache der klagenden Partei B*, vertreten durch Dr. Kurt Eckmair,

Rechtsanwalt in Wien, wider die beklagte Partei K*, Baumeister, *, vertreten durch Dr. Hugo Schally, Rechtsanwalt in

Klagenfurt, wegen 42.426,60 S samt Anhang infolge Revision der beklagten Partei gegen das Urteil des

Oberlandesgerichtes Wien als Berufungsgerichtes vom 22. Mai 1975, GZ. 1 R 106/75-13, womit infolge Berufung der

klagenden Partei das Urteil des Handelsgerichtes Wien vom 10. Februar 1975, GZ. 21 Cg 831/74-10, teilweise

abgeändert wurde, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Spruch

Der Revision wird nicht Folge gegeben.

Die beklagte Partei ist schuldig, der klagenden Partei die mit 2.229,60 S bestimmten Kosten des Revisionsverfahrens

(hievon 129,60 S Umsatzsteuer und 480,-- S Barauslagen) binnen drei Tagen bei Exekution zu bezahlen.

Text

Entscheidungsgründe:

Bei der klagenden Partei, einer Bank-Aktiengesellschaft, wurde unter der Bezeichnung „I*” ein Girokonto ohne

Überziehungsmöglichkeit geführt. Dr. P* wollte bei der klagenden Partei einen Kredit aufnehmen. Zur Gewährung

einer Sicherheit akzeptierte der Beklagte im Jänner 1973 gefälligkeitshalber zwei von Dr. P* über je 100.000,-- S

ausgestellte Wechsel. Dieser verpKichtete sich dem Beklagten gegenüber zur Einlösung der Wechsel bei Fälligkeit.

Dr. P* überreichte die Wechsel der klagenden Partei zum Escompt. Die hiefür ausbezahlten Kreditbeträge wurden von

der klagenden Partei auf das eingangs erwähnte Girokonto gutgeschrieben. Da die am 10. und 26. 4. 1973 fällig

gewordenen Wechsel nicht eingelöst wurden, ließ die klagende Partei protestieren und teilte dem Beklagten mit

Schreiben vom 2. 5. 1973 mit, daß sie die beiden Wechsel einklagen werde, falls bis 7. 5. 1973 keine Bezahlung erfolgen

sollte. Über telephonischen Anruf versicherte Dr. P* dem Beklagten, er werde die Wechsel einlösen, was der Beklagte

der klagenden Partei telephonisch und mit Schreiben vom 7. 5. 1973 mitteilte. Die klagende Partei antwortete hierauf

nicht. Am 8. 5. 1973 wies das Girokonto einen Haben-Saldo von 69.834,30 S auf. Am 9. 5. 1973 belastete die klagende

Partei das Girokonto mit den Wechselsummen samt Bankspesen (je 100.942,53 S), so daß das Konto sodann unter

Berücksichtigung der weiteren Buchungen von diesem Tage einen Debet-Saldo von 170.273,22 S aufwies. Trotz dieses

Soll-Saldos räumte die klagende Partei auch noch nach dem 9. 5. 1973 Dr. P* und I* Dispositionsmöglichkeiten über

das Konto ein, so daß weitere Belastungen von 71.500,-- S erfolgten; nach dem 9. 5. 1973 erfolgten andererseits
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Gutschriften und Einzahlungen von 208.219,79 S; durch die Gutschriften wurden bestimmte Forderungen nicht getilgt.

Am 13. 5. 1974 wies das Konto einen Debet-Saldo von 48.426,60 S auf, der sich in der Folge durch Bezahlung dreier

Raten von je 2.000,-- S auf 42.426,60 S verringerte.

Die klagende Partei erwirkte auf Grund ihrer am 13. 5. 1974 überreichten Wechselklage einen Wechselzahlungsauftrag

über 48.426,60 S samt Anhang, wogegen der Beklagte Zahlung, vorsichtsweise auch Verjährung, Verspätung,

Mißbrauch, stillschweigenden Verzicht und allenfalls Schadenersatz mit der Begründung einwendete, wäre er

rechtzeitig verständigt worden, hätte er etwas gegenüber I*, über deren Vermögen inzwischen der Konkurs eröNnet

worden sei, unternehmen können.

Das Erstgericht hob den Wechselzahlungsauftrag auf und wies das Klagebegehren ab. Die klagende Partei habe am

9. 5. 1973 die beiden fälligen Wechsel von einem unüberschreitbaren Girokonto abgebucht, so daß es zu einer

Kontoüberziehung gekommen sei. Giroverträge, würden grundsätzlich nur unter Voraussetzung einer Deckung (eines

Guthabens) des Kunden eingegangen und ausgeführt, ansonsten es einer Sondererlaubnis bedürfe, die eine

Kreditgewährung darstelle. Auf einer solchen Kreditgewährung beruhe der jetzt von der klagenden Partei geltend

gemachte Saldo, denn sie habe trotz eines Soll-Saldos I* und Dr. P* noch Dispositionsmöglichkeiten eingeräumt.

Zahlungen ab dem 9. 5. 1973 wären auf die zu diesem Zeitpunkt oNenen Wechselforderungen als die bereits

eingeforderte Schuld zu verrechnen gewesen, da eine Wechselschuld einer gemeinrechtlichen vorgehe. Durch die nach

dem 9. 5. 1973 auf das Konto geleisteten Zahlungen von mehr als 200.000,-- S sei die Wechselforderung abgedeckt

worden (§ 1416 ABGB). Der jetzt noch oNene Saldo sei auf die durch Einräumung der Dispositionsmöglichkeit erfolgte

Kreditgewährung durch die klagende Partei zurückzuführen.Das Erstgericht hob den Wechselzahlungsauftrag auf und

wies das Klagebegehren ab. Die klagende Partei habe am 9. 5. 1973 die beiden fälligen Wechsel von einem

unüberschreitbaren Girokonto abgebucht, so daß es zu einer Kontoüberziehung gekommen sei. Giroverträge, würden

grundsätzlich nur unter Voraussetzung einer Deckung (eines Guthabens) des Kunden eingegangen und ausgeführt,

ansonsten es einer Sondererlaubnis bedürfe, die eine Kreditgewährung darstelle. Auf einer solchen Kreditgewährung

beruhe der jetzt von der klagenden Partei geltend gemachte Saldo, denn sie habe trotz eines Soll-Saldos I* und Dr. P*

noch Dispositionsmöglichkeiten eingeräumt. Zahlungen ab dem 9. 5. 1973 wären auf die zu diesem Zeitpunkt oNenen

Wechselforderungen als die bereits eingeforderte Schuld zu verrechnen gewesen, da eine Wechselschuld einer

gemeinrechtlichen vorgehe. Durch die nach dem 9. 5. 1973 auf das Konto geleisteten Zahlungen von mehr als

200.000,-- S sei die Wechselforderung abgedeckt worden (Paragraph 1416, ABGB). Der jetzt noch oNene Saldo sei auf

die durch Einräumung der Dispositionsmöglichkeit erfolgte Kreditgewährung durch die klagende Partei

zurückzuführen.

Das Berufungsgericht änderte das erstgerichtliche Urteil dahin ab, daß es den Wechselzahlungsauftrag über einen

Betrag von 42.426,60 S samt Anhang aufrecht erhielt und den Beklagten zur Bezahlung dieses Betrages samt Anhang

verurteilte und nur im übrigen die Aufhebung des Wechselzahlungsaufträgen und die Abweisung des Klagebegehrens,

letztere rechtskräftig, bestätigte. Dr. P* und I* hätten mit der klagenden Partei einerseits einen Girovertrag

abgeschlossen und andererseits von ihr einen Kredit in Anspruch genommen. Es hätten somit zwei verschiedene

Verträge bestanden, die auch dadurch, daß rein buchhalterisch die Gebarung über ein einzelnes Konto erfolgt sei,

nicht zu einer Einheit geworden seien. Der Girovertrag habe die klagende Partei verpKichtet, die ihr aufgetragenen

Zahlungen durch buchmäßige Umschreibung zu bewirken. Giroverträge würden allerdings von der Bank grundsätzlich

nur unter der Voraussetzung einer Deckung (eines Guthabens) des Kunden eingegangen und ausgeführt. Es stehe der

Bank aber frei, Überweisungsaufträge eines Kunden auch dann durchzuführen, wenn ihr der Kunde hinreichend sicher

erscheine, die Überziehung seines Kontos durch entsprechende Einzahlung in angemessener Weise wieder

auszugleichen. Das Girokonto sei dadurch überzogen worden, daß die klagende Partei ihr zweites Geschäft mit Dr. P*,

das Kreditgeschäft, über das Girokonto abgewickelt habe. An sich hätten aber diese beiden Geschäfte miteinander

nichts zu tun. Erst als die klagende Partei oNenbar infolge Verlustes des Vertrauens zu Dr. P* Überweisungsaufträgen

nicht mehr entsprochen und daher wahrscheinlich das bestehende Giroverhältnis zur AuKösung gebracht habe, sei

das Konto zu einem reinen Kreditkonto geworden; es habe nur mehr die Schuld des Dr. P* gegenüber der klagenden

Partei angezeigt; sohin seien weitere Kreditgewährungen an Dr. K* nicht mehr erfolgt. Voraussetzung für die

Anwendbarkeit des § 1416 ABGB sei immer die Leistung einer Zahlung in der Absicht, damit eine von mehreren

Schulden zu tilgen; auf jeden Fall komme es aber immer nur auf die Willensmeinung des Zahlenden und nicht auf die

Willensmeinung einer dritten Person an. Buchungen auf ein Girokonto lägen aber in der Regel Zahlungen von
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Schuldnern des Kontoinhabers an diesen zugrunde. Was der Inhaber eines Girokontos mit diesem bezwecke, sei klar:

Er wolle mit seiner Hilfe seine Zahlungen im Wege des bargeldlosen Zahlungsverkehrs abwickeln, nicht aber die auf

dem Konto eingehenden Zahlungen für Rückzahlungen einer Kreditschuld an die Bank verwenden. Wenn er weiterhin

Überweisungsaufträge an die Bank erteile bzw. erteilte Daueraufträge nicht widerrufe, müsse davon ausgegangen

werden, daß nach seinem Willen die auf seinem Girokonto einlangenden Zahlungen nicht zur Abdeckung seines

Bankkredits verwendet werden sollen. Demnach könnten diese Einzahlungen im Verhältnis zwischen dem

Kontoinhaber und der Bank nicht unter dem Gesichtspunkt des § 1416 ABGB beurteilt werden. Da der Kontoinhaber

nur in Ausnahmefällen mit den Eingängen auf seinem Konto seine Bankverbindlichkeiten befriedigen wolle, müsse

derjenige, der sich darauf berufe, dies auch beweisen. Dem Beklagten sei jedoch der Beweis, daß die Einzahlungen auf

das Girokonto nach dem Willen des Kontoinhabers der Deckung der Bankverbindlichkeiten dienen sollten, nicht

gelungen. Die klagende Partei habe auch nicht bewußt zum Nachteil des Beklagten gehandelt; bei aufrechtem Bestand

des Girovertrages sei sie nicht berechtigt gewesen, ihrem Geschäftspartner die Dispositionsmöglichkeiten zu

entziehen. Hätte sie dies getan, wäre für den Beklagten nichts gewonnen gewesen, weil die Kontoinhaber jederzeit die

Möglichkeit gehabt hätten, ihren bargeldlosen Zahlungsverkehr über ein anderes Kreditinstitut abzuwickeln. Wieso der

Anspruch verjährt sein könnte, sei im Hinblick auf Art. 70 Abs. 2 WG unerPndlich. Einen Schulderlöschungsgrund der

Verspätung oder Verwirkung gebe es nicht. Auch ein schlüssiger Verzicht der klagenden Partei könne im Zuwarten mit

der Klagsführung nicht erblickt werden. Ein Schadenersatzanspruch sei nicht konkretisiert. Die klagende Partei habe

jedenfalls den Beklagten vom Verfall des Wechsels in Kenntnis gesetzt. Es sei Sache des Beklagten gewesen, sich darum

zu kümmern, daß Dr. P*Zahlung leiste.Das Berufungsgericht änderte das erstgerichtliche Urteil dahin ab, daß es den

Wechselzahlungsauftrag über einen Betrag von 42.426,60 S samt Anhang aufrecht erhielt und den Beklagten zur

Bezahlung dieses Betrages samt Anhang verurteilte und nur im übrigen die Aufhebung des Wechselzahlungsaufträgen

und die Abweisung des Klagebegehrens, letztere rechtskräftig, bestätigte. Dr. P* und I* hätten mit der klagenden

Partei einerseits einen Girovertrag abgeschlossen und andererseits von ihr einen Kredit in Anspruch genommen. Es

hätten somit zwei verschiedene Verträge bestanden, die auch dadurch, daß rein buchhalterisch die Gebarung über ein

einzelnes Konto erfolgt sei, nicht zu einer Einheit geworden seien. Der Girovertrag habe die klagende Partei

verpKichtet, die ihr aufgetragenen Zahlungen durch buchmäßige Umschreibung zu bewirken. Giroverträge würden

allerdings von der Bank grundsätzlich nur unter der Voraussetzung einer Deckung (eines Guthabens) des Kunden

eingegangen und ausgeführt. Es stehe der Bank aber frei, Überweisungsaufträge eines Kunden auch dann

durchzuführen, wenn ihr der Kunde hinreichend sicher erscheine, die Überziehung seines Kontos durch

entsprechende Einzahlung in angemessener Weise wieder auszugleichen. Das Girokonto sei dadurch überzogen

worden, daß die klagende Partei ihr zweites Geschäft mit Dr. P*, das Kreditgeschäft, über das Girokonto abgewickelt

habe. An sich hätten aber diese beiden Geschäfte miteinander nichts zu tun. Erst als die klagende Partei oNenbar

infolge Verlustes des Vertrauens zu Dr. P* Überweisungsaufträgen nicht mehr entsprochen und daher wahrscheinlich

das bestehende Giroverhältnis zur AuKösung gebracht habe, sei das Konto zu einem reinen Kreditkonto geworden; es

habe nur mehr die Schuld des Dr. P* gegenüber der klagenden Partei angezeigt; sohin seien weitere

Kreditgewährungen an Dr. K* nicht mehr erfolgt. Voraussetzung für die Anwendbarkeit des Paragraph 1416, ABGB sei

immer die Leistung einer Zahlung in der Absicht, damit eine von mehreren Schulden zu tilgen; auf jeden Fall komme es

aber immer nur auf die Willensmeinung des Zahlenden und nicht auf die Willensmeinung einer dritten Person an.

Buchungen auf ein Girokonto lägen aber in der Regel Zahlungen von Schuldnern des Kontoinhabers an diesen

zugrunde. Was der Inhaber eines Girokontos mit diesem bezwecke, sei klar: Er wolle mit seiner Hilfe seine Zahlungen

im Wege des bargeldlosen Zahlungsverkehrs abwickeln, nicht aber die auf dem Konto eingehenden Zahlungen für

Rückzahlungen einer Kreditschuld an die Bank verwenden. Wenn er weiterhin Überweisungsaufträge an die Bank

erteile bzw. erteilte Daueraufträge nicht widerrufe, müsse davon ausgegangen werden, daß nach seinem Willen die auf

seinem Girokonto einlangenden Zahlungen nicht zur Abdeckung seines Bankkredits verwendet werden sollen.

Demnach könnten diese Einzahlungen im Verhältnis zwischen dem Kontoinhaber und der Bank nicht unter dem

Gesichtspunkt des Paragraph 1416, ABGB beurteilt werden. Da der Kontoinhaber nur in Ausnahmefällen mit den

Eingängen auf seinem Konto seine Bankverbindlichkeiten befriedigen wolle, müsse derjenige, der sich darauf berufe,

dies auch beweisen. Dem Beklagten sei jedoch der Beweis, daß die Einzahlungen auf das Girokonto nach dem Willen

des Kontoinhabers der Deckung der Bankverbindlichkeiten dienen sollten, nicht gelungen. Die klagende Partei habe

auch nicht bewußt zum Nachteil des Beklagten gehandelt; bei aufrechtem Bestand des Girovertrages sei sie nicht

berechtigt gewesen, ihrem Geschäftspartner die Dispositionsmöglichkeiten zu entziehen. Hätte sie dies getan, wäre für
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den Beklagten nichts gewonnen gewesen, weil die Kontoinhaber jederzeit die Möglichkeit gehabt hätten, ihren

bargeldlosen Zahlungsverkehr über ein anderes Kreditinstitut abzuwickeln. Wieso der Anspruch verjährt sein könnte,

sei im Hinblick auf Artikel 70, Absatz 2, WG unerPndlich. Einen Schulderlöschungsgrund der Verspätung oder

Verwirkung gebe es nicht. Auch ein schlüssiger Verzicht der klagenden Partei könne im Zuwarten mit der Klagsführung

nicht erblickt werden. Ein Schadenersatzanspruch sei nicht konkretisiert. Die klagende Partei habe jedenfalls den

Beklagten vom Verfall des Wechsels in Kenntnis gesetzt. Es sei Sache des Beklagten gewesen, sich darum zu kümmern,

daß Dr. P*Zahlung leiste.

Gegen den abändernden Teil des Urteils des Berufungsgerichtes richtet sich die Revision des Beklagten, die die

Revisionsgründe der unrichtigen rechtlichen Beurteilung und der Mangelhaftigkeit des Berufungsverfahrens mit dem

Antrag geltend macht, das angefochtene Urteil entweder im Sinne der vollständigen Aufhebung des erstinstanzlichen

Wechselzahlungsauftrages abzuändern oder es aufzuheben und die Sache zur neuerlichen Verhandlung und

Entscheidung an die zweite oder erste Instanz zurückzuverweisen.

Die klagende Partei beantragte, der Revision keine Folge zu geben und das Urteil des Berufungsgerichtes vollinhaltlich

zu bestätigen.

Rechtliche Beurteilung

Die Revision ist nicht berechtigt.

Auszugehen ist davon, daß bei der klagenden Partei zugunsten des Dr. P* und der I* auf Grund eines Girovertrages ein

Girokonto ohne Überziehungsmöglichkeit geführt wurde. Der Girovertrag ist eine Vereinbarung zwischen einer Bank

und einem Kontoinhaber, durch die sich die Bank verpKichtet, ihr aufgetragene Leistungen, die dem bargeldlosen

Zahlungsverkehr dienen, also die Gutschrift eingehender Beträge, die Besorgung von Überweisungen, die

Entgegennahme von Einzahlungen auf das Konto und die Leistung von Zahlungen zu Lasten des Kontos durch

buchmäßige Umschreibungen zu bewirken (SZ 38/169; in diesem Sinne auch EvBl 1973/315); das Kreditinstitut ist nur

nicht verpKichtet, einer Disposition, durch die das Konto ins Debet kommt, zuzustimmen (Schinnerer, Bankverträge2 I,

Nachtrag 69). Da der Kontoinhaber Dr. P* oNenbar VerpKichtungen hatte oder einzugehen gedachte, die nach dem

Stand des Girokontos nicht zu erfüllen waren, war er an einem Darlehen der klagenden Partei mit einer Laufzeit von

etwa drei Monaten interessiert, das ihm die Möglichkeit geben sollte, weitergehende Verbindlichkeiten zu erfüllen oder

einzugehen und über das Girokonto abzuwickeln. Nur so ist es zu erklären, daß die Darlehensgewährung durch die

klagende Partei dadurch geschah, daß sie nach Escomptierung der vom Beklagten zur Sicherung akzeptierten Wechsel

die gewährte Darlehenssumme auf dem Girokonto gutschrieb und dem Kontoinhaber damit die Möglichkeit gab,

entsprechend höhere Überweisungsaufträge zur Leistung aus dem Girokonto zu erteilen. Daß die Kontoinhaber mit

diesem Vorgang einverstanden waren, ergibt sich schon daraus, daß sie nicht nur laufend widerspruchslos

Kontoauszüge hinnahmen, sondern in der Folge auch tatsächlich über das Girokonto durch Aufträge an die klagende

Partei ZahlungsverpKichtungen erfüllten, die nur aus dem gewährten Darlehen zu bezahlen waren. Die Revision sagt

auch selbst, es sei Zweck des Darlehensvertrages gewesen, daß Dr. P* und I* vom Tage der Gutschrift an über

Deckungsbeträge von insgesamt 200.000,-- S verfügten, so daß sie in dieser zusätzlichen Höhe Zahlungen an ihre

Gläubiger abwickeln konnten und auch abgewickelt haben. Die Darlehensschuld und die Wechsel wurden im

April 1975 fällig; die Laufzeit des Darlehens und damit die durch die Darlehenseinräumung gewährte Möglichkeit, über

das Girokonto Verbindlichkeiten in größerem Rahmen zu erfüllen, waren damit beendet. Es war buchhalterisch

zweifellos richtig, mit Fälligkeit des Darlehens dessen Summe kontomäßig in Soll zu stellen, den Kontoinhabern also als

Schuld anzulasten. Nichts anderes ist, wie sich aus den vorgelegten Kontoblättern ergibt, geschehen. Dadurch entstand

mit 9. 5. 1973 ein Debetsaldo von 170.273,22 S den der Darlehensschuldner Dr. P*, aber auch der Beklagte, der die zur

Sicherstellung hingegebenen Wechsel akzeptiert hatte, nunmehr zu bezahlen hatte. Hätte die klagende Partei mangels

Zahlung durch Dr. P* den Beklagten sofort in Anspruch genommen, hätte er zumindest die vollen 170.273,22 S

bezahlen müssen. Da mit der Fälligkeit des Darlehens und Nichtbezahlung der Schuld das Girokonto

vereinbarungswidrig überzogen war, hätte die klagende Partei außerdem die Geschäftsverbindung aus dem

Girovertrag beenden können (Schinnerer, Bankverträge2 I 81 f., 141). Sie wäre dann aber auch nicht mehr berechtigt

gewesen, Geldbeträge für die Kontoinhaber entgegenzunehmen (Schinnerer aaO 141). Tatsächlich aber wurde der

Girovertrag fortgesetzt, Dritte nahmen weiterhin Einzahlungen auf das Konto vor und die klagende Partei führte

weiterhin Überweisungsaufträge der Kontoinhaber durch. Der Grund dürfte darin liegen, daß die klagende Partei

entweder mit den Kontoinhabern vereinbart hatte, weniger Überweisungsaufträge zu erteilen als Zahlungen auf dem



Konto einlangten oder aber jedenfalls ein solches Ergebnis erhoNte. Der Beklagte kann sich hiedurch jedenfalls nicht

beschwert erachten, da durch die Fortsetzung des Girovertrages der Sollsaldo nicht erhöht, sondern sogar wesentlich

verringert wurde, weil Leistungen Dritter in der Höhe von über 200.000,-- S einlangten, die klagende Partei aber nur

Überweisungsaufträge in der Höhe von 71.500,-- S durchzuführen hatte. Es wäre nun aber, wie das Berufungsgericht

richtig erkannte und schon erwähnt wurde, für die klagende Partei unstatthaft gewesen, zwar Zahlungen Dritter

anzunehmen, nicht aber Überweisungsaufträge der Kontoinhaber durchzuführen. Der Zweck des Girovertrages als

Geschäftsbesorgungsvertrages, die Abwicklung der bankmäßigen Umsätze des Kontoinhabers durchzuführen, mußte

vielmehr gewahrt werden. Auf keinen Fall ist daher die Bank, wie der Oberste Gerichtshof bereits ausgesprochen hat

(Ges.RZ. 1975, 31 = QuHGZ 1974/121), berechtigt, Zahlungen durch Dritte entgegenzunehmen und die

übernommenen Geldbeträge dann sofort laufend mit ihrer Forderung aus einem fälligen Darlehensvertrag

aufzurechnen; es besteht vielmehr ein sich aus dem Zweck des Girovertrages ergebendes Aufrechnungsverbot für auf

dem Konto liegende und nicht der Rückzahlung des Darlehens gewidmete Beträge. Es kann nun kein Zweifel bestehen,

daß die Kontoinhaber von Dritten auf das Girokonto eingezahlte Beträge, für die sie gleichzeitig oder unmittelbar

danach Überweisungsaufträge erteilten, nicht der Rückzahlung des Darlehens widmeten. Daß sie dies für die anderen

Beträge taten, ist anzunehmen. Jedenfalls wurde dies zugunsten des Beklagten, dessen VerpKichtungen dadurch

vermindert wurden, von der klagenden Partei so gehandhabt, woraus sich eine Verminderung der Forderung auf den

Klagsbetrag ergab. Daraus, daß die klagende Partei den Girovertrag aufrecht erhielt und die Forderung gegen den

Beklagten erst nach. mehr als einem Jahr gerichtlich geltend machte, erwuchs dem Beklagten also nicht nur kein

Nachteil, sondern ein wesentlicher Vorteil, muß er doch nicht mehr, wie es im Mai 1973 der Fall gewesen wäre,

170.273,22 S, sondern nur mehr 42.426,60 S bezahlen. Diese Summe ist aber aus dem Dr. P* gewährten Darlehen, für

das der Beklagte wechselmäßig haftet, noch oNen, so daß das Berufungsgericht ihn zu Recht zur Bezahlung

verurteilte.Auszugehen ist davon, daß bei der klagenden Partei zugunsten des Dr. P* und der I* auf Grund eines

Girovertrages ein Girokonto ohne Überziehungsmöglichkeit geführt wurde. Der Girovertrag ist eine Vereinbarung

zwischen einer Bank und einem Kontoinhaber, durch die sich die Bank verpKichtet, ihr aufgetragene Leistungen, die

dem bargeldlosen Zahlungsverkehr dienen, also die Gutschrift eingehender Beträge, die Besorgung von

Überweisungen, die Entgegennahme von Einzahlungen auf das Konto und die Leistung von Zahlungen zu Lasten des

Kontos durch buchmäßige Umschreibungen zu bewirken (SZ 38/169; in diesem Sinne auch EvBl 1973/315); das

Kreditinstitut ist nur nicht verpKichtet, einer Disposition, durch die das Konto ins Debet kommt, zuzustimmen

(Schinnerer, Bankverträge2 römisch eins, Nachtrag 69). Da der Kontoinhaber Dr. P* oNenbar VerpKichtungen hatte

oder einzugehen gedachte, die nach dem Stand des Girokontos nicht zu erfüllen waren, war er an einem Darlehen der

klagenden Partei mit einer Laufzeit von etwa drei Monaten interessiert, das ihm die Möglichkeit geben sollte,

weitergehende Verbindlichkeiten zu erfüllen oder einzugehen und über das Girokonto abzuwickeln. Nur so ist es zu

erklären, daß die Darlehensgewährung durch die klagende Partei dadurch geschah, daß sie nach Escomptierung der

vom Beklagten zur Sicherung akzeptierten Wechsel die gewährte Darlehenssumme auf dem Girokonto gutschrieb und

dem Kontoinhaber damit die Möglichkeit gab, entsprechend höhere Überweisungsaufträge zur Leistung aus dem

Girokonto zu erteilen. Daß die Kontoinhaber mit diesem Vorgang einverstanden waren, ergibt sich schon daraus, daß

sie nicht nur laufend widerspruchslos Kontoauszüge hinnahmen, sondern in der Folge auch tatsächlich über das

Girokonto durch Aufträge an die klagende Partei ZahlungsverpKichtungen erfüllten, die nur aus dem gewährten

Darlehen zu bezahlen waren. Die Revision sagt auch selbst, es sei Zweck des Darlehensvertrages gewesen, daß Dr. P*

und I* vom Tage der Gutschrift an über Deckungsbeträge von insgesamt 200.000,-- S verfügten, so daß sie in dieser

zusätzlichen Höhe Zahlungen an ihre Gläubiger abwickeln konnten und auch abgewickelt haben. Die Darlehensschuld

und die Wechsel wurden im April 1975 fällig; die Laufzeit des Darlehens und damit die durch die Darlehenseinräumung

gewährte Möglichkeit, über das Girokonto Verbindlichkeiten in größerem Rahmen zu erfüllen, waren damit beendet. Es

war buchhalterisch zweifellos richtig, mit Fälligkeit des Darlehens dessen Summe kontomäßig in Soll zu stellen, den

Kontoinhabern also als Schuld anzulasten. Nichts anderes ist, wie sich aus den vorgelegten Kontoblättern ergibt,

geschehen. Dadurch entstand mit 9. 5. 1973 ein Debetsaldo von 170.273,22 S den der Darlehensschuldner Dr. P*, aber

auch der Beklagte, der die zur Sicherstellung hingegebenen Wechsel akzeptiert hatte, nunmehr zu bezahlen hatte.

Hätte die klagende Partei mangels Zahlung durch Dr. P* den Beklagten sofort in Anspruch genommen, hätte er

zumindest die vollen 170.273,22 S bezahlen müssen. Da mit der Fälligkeit des Darlehens und Nichtbezahlung der

Schuld das Girokonto vereinbarungswidrig überzogen war, hätte die klagende Partei außerdem die

Geschäftsverbindung aus dem Girovertrag beenden können (Schinnerer, Bankverträge2 römisch eins 81 f., 141). Sie



wäre dann aber auch nicht mehr berechtigt gewesen, Geldbeträge für die Kontoinhaber entgegenzunehmen

(Schinnerer aaO 141). Tatsächlich aber wurde der Girovertrag fortgesetzt, Dritte nahmen weiterhin Einzahlungen auf

das Konto vor und die klagende Partei führte weiterhin Überweisungsaufträge der Kontoinhaber durch. Der Grund

dürfte darin liegen, daß die klagende Partei entweder mit den Kontoinhabern vereinbart hatte, weniger

Überweisungsaufträge zu erteilen als Zahlungen auf dem Konto einlangten oder aber jedenfalls ein solches Ergebnis

erhoNte. Der Beklagte kann sich hiedurch jedenfalls nicht beschwert erachten, da durch die Fortsetzung des

Girovertrages der Sollsaldo nicht erhöht, sondern sogar wesentlich verringert wurde, weil Leistungen Dritter in der

Höhe von über 200.000,-- S einlangten, die klagende Partei aber nur Überweisungsaufträge in der Höhe von 71.500,-- S

durchzuführen hatte. Es wäre nun aber, wie das Berufungsgericht richtig erkannte und schon erwähnt wurde, für die

klagende Partei unstatthaft gewesen, zwar Zahlungen Dritter anzunehmen, nicht aber Überweisungsaufträge der

Kontoinhaber durchzuführen. Der Zweck des Girovertrages als Geschäftsbesorgungsvertrages, die Abwicklung der

bankmäßigen Umsätze des Kontoinhabers durchzuführen, mußte vielmehr gewahrt werden. Auf keinen Fall ist daher

die Bank, wie der Oberste Gerichtshof bereits ausgesprochen hat (Ges.RZ. 1975, 31 = QuHGZ 1974/121), berechtigt,

Zahlungen durch Dritte entgegenzunehmen und die übernommenen Geldbeträge dann sofort laufend mit ihrer

Forderung aus einem fälligen Darlehensvertrag aufzurechnen; es besteht vielmehr ein sich aus dem Zweck des

Girovertrages ergebendes Aufrechnungsverbot für auf dem Konto liegende und nicht der Rückzahlung des Darlehens

gewidmete Beträge. Es kann nun kein Zweifel bestehen, daß die Kontoinhaber von Dritten auf das Girokonto

eingezahlte Beträge, für die sie gleichzeitig oder unmittelbar danach Überweisungsaufträge erteilten, nicht der

Rückzahlung des Darlehens widmeten. Daß sie dies für die anderen Beträge taten, ist anzunehmen. Jedenfalls wurde

dies zugunsten des Beklagten, dessen VerpKichtungen dadurch vermindert wurden, von der klagenden Partei so

gehandhabt, woraus sich eine Verminderung der Forderung auf den Klagsbetrag ergab. Daraus, daß die klagende

Partei den Girovertrag aufrecht erhielt und die Forderung gegen den Beklagten erst nach. mehr als einem Jahr

gerichtlich geltend machte, erwuchs dem Beklagten also nicht nur kein Nachteil, sondern ein wesentlicher Vorteil, muß

er doch nicht mehr, wie es im Mai 1973 der Fall gewesen wäre, 170.273,22 S, sondern nur mehr 42.426,60 S bezahlen.

Diese Summe ist aber aus dem Dr. P* gewährten Darlehen, für das der Beklagte wechselmäßig haftet, noch oNen, so

daß das Berufungsgericht ihn zu Recht zur Bezahlung verurteilte.

Aus den Ausführungen der Revision ist zu schließen, daß sie sich der dargestellten Rechtslage nicht bewußt ist. Die

klagende Partei hat die beiden Wechselsummen, auch wenn von den Untergerichten dieser Ausdruck gebraucht

wurde, nicht abgebucht, sondern vielmehr, wie die Revisionsbeantwortung richtig darlegt, das Girokonto, da es nicht

mehr durch die Darlehensgewährung aufgestockt war, mit der dadurch entstandenen Schuld belastet. Es kann keine

Rede davon sein, daß die klagende Partei durch diesen rein buchhalterischen Vorgang ohne jede vertragliche

Vereinbarung mit den Kontoinhabern die Wechselschuld getilgt und gleichzeitig Dr. P* und I* ein neues Darlehen

gewährt hätte. Es widerspräche auch, wie die Revisionsbeantwortung richtig hervorhebt, jeder kaufmännischen und

bankmäßigen Überlegung, daß eine Bank die ihr zur Besicherung des hingegebenen Darlehens übergebenen Wechsel

gerade in dem Augenblick aus der Hand gegeben hätte, als feststand, daß das Darlehen nicht zur Gänze zurückgezahlt

wurde.

Das Kreditinstitut ist allerdings grundsätzlich nicht berechtigt, selbst Dispositionen über ein Girokonto durchzuführen

(Schinnerer aaO, Nachtrag 69). Das ist aber ohnehin nicht der Fall, wenn das Bankinstitut selbst ein Darlehen zur

Aufstockung des Girokontos gewährt hatte; es ist dann selbstverständlich auch berechtigt, dieses Konto bei Fälligkeit

des Darlehens und Nichtzahlung der Schuld zu belasten. Dies ist als Inhalt des Darlehensvertrages anzunehmen. Die

Kontoinhaber haben sich auch oNensichtlich dagegen nicht zur Wehr gesetzt. Dem Beklagten können die

Buchungsvorgänge im übrigen gleichgültig sein, weil er jedenfalls infolge Nichtzahlung des Dr. P* wechselmäßig ohne

Rücksicht darauf haftete, welche Buchungen die klagende Partei vornahm. Die Mängelrüge wegen Nichtfeststellung

des angeblich geführten Darlehenskontos ist schon aus diesem Grunde unberechtigt. Die Revisionsbeantwortung

weist im übrigen richtig darauf hin, daß die Revision oNenbar Buchungsvorgänge und Rechtsgeschäfte vermischte.

Bestand aber ein Verbot, auch solche auf das Girokonto eingehenden Zahlungen zur Deckung des Darlehens zu

verwenden, die nicht diesem Zweck gewidmet waren, konnte die klagende Partei auch die Bestimmung des § 1416

ABGB weder berechtigen noch verpKichten, auf das Konto eingelangte Zahlungen zur Deckung der Darlehensschuld zu

verwenden. Das Berufungsgericht hat auch schon richtig darauf verwiesen, daß das Zuwarten der klagenden Partei mit

der Klagsführung um etwa ein Jahr nicht als schlüssiger Verzicht auf den Anspruch gegen den Beklagten angesehen

werden kann. Die Revision erwähnt selbst (S. 92) richtig, daß die klagende Partei zunächst beabsichtigte, alle auf das

https://www.jusline.at/gesetz/abgb/paragraf/1416


Girokonto eingehenden Beträge zur Saldominderung heranzuziehen. Sie hat dies auch getan, solange noch Eingänge

zu erwarten waren. Wenn die klagende Partei zunächst – und dazu noch mit weitgehendem Erfolg – versuchte, doch

noch von Dr. P*und I* durch Fortsetzung des Girovertrages möglichst viel hereinzubekommen und auf diese Weise

auch den Beklagten zu entlasten, war dies, wie schon dargetan wurde, nur ein Vorteil des Beklagten; daß er dadurch

nicht, wie er darzulegen versucht, einen Schaden erlitt, bedarf keiner weiteren Ausführung. Wenn er meinte, sich

beeilen zu müssen, um bei I* noch etwas hereinzubekommen, wäre es seine Sache gewesen, die entsprechenden

Schritte zu unternehmen. Ein Verschulden kann jedenfalls im Vorgehen der klagenden Partei nicht erblickt werden.Das

Kreditinstitut ist allerdings grundsätzlich nicht berechtigt, selbst Dispositionen über ein Girokonto durchzuführen

(Schinnerer aaO, Nachtrag 69). Das ist aber ohnehin nicht der Fall, wenn das Bankinstitut selbst ein Darlehen zur

Aufstockung des Girokontos gewährt hatte; es ist dann selbstverständlich auch berechtigt, dieses Konto bei Fälligkeit

des Darlehens und Nichtzahlung der Schuld zu belasten. Dies ist als Inhalt des Darlehensvertrages anzunehmen. Die

Kontoinhaber haben sich auch oNensichtlich dagegen nicht zur Wehr gesetzt. Dem Beklagten können die

Buchungsvorgänge im übrigen gleichgültig sein, weil er jedenfalls infolge Nichtzahlung des Dr. P* wechselmäßig ohne

Rücksicht darauf haftete, welche Buchungen die klagende Partei vornahm. Die Mängelrüge wegen Nichtfeststellung

des angeblich geführten Darlehenskontos ist schon aus diesem Grunde unberechtigt. Die Revisionsbeantwortung

weist im übrigen richtig darauf hin, daß die Revision oNenbar Buchungsvorgänge und Rechtsgeschäfte vermischte.

Bestand aber ein Verbot, auch solche auf das Girokonto eingehenden Zahlungen zur Deckung des Darlehens zu

verwenden, die nicht diesem Zweck gewidmet waren, konnte die klagende Partei auch die Bestimmung des Paragraph

1416, ABGB weder berechtigen noch verpKichten, auf das Konto eingelangte Zahlungen zur Deckung der

Darlehensschuld zu verwenden. Das Berufungsgericht hat auch schon richtig darauf verwiesen, daß das Zuwarten der

klagenden Partei mit der Klagsführung um etwa ein Jahr nicht als schlüssiger Verzicht auf den Anspruch gegen den

Beklagten angesehen werden kann. Die Revision erwähnt selbst (S. 92) richtig, daß die klagende Partei zunächst

beabsichtigte, alle auf das Girokonto eingehenden Beträge zur Saldominderung heranzuziehen. Sie hat dies auch

getan, solange noch Eingänge zu erwarten waren. Wenn die klagende Partei zunächst – und dazu noch mit

weitgehendem Erfolg – versuchte, doch noch von Dr. P*und I* durch Fortsetzung des Girovertrages möglichst viel

hereinzubekommen und auf diese Weise auch den Beklagten zu entlasten, war dies, wie schon dargetan wurde, nur

ein Vorteil des Beklagten; daß er dadurch nicht, wie er darzulegen versucht, einen Schaden erlitt, bedarf keiner

weiteren Ausführung. Wenn er meinte, sich beeilen zu müssen, um bei I* noch etwas hereinzubekommen, wäre es

seine Sache gewesen, die entsprechenden Schritte zu unternehmen. Ein Verschulden kann jedenfalls im Vorgehen der

klagenden Partei nicht erblickt werden.

Bei dieser Rechtslage ist das Berufungsverfahren auch nicht mangelhaft geblieben. Zur Mängelrüge wurde bereits

teilweise im Zusammenhang mit den Ausführungen zur rechtlichen Beurteilung Stellung genommen. Sie wird im

übrigen überwiegend dahin ausgeführt, das Berufungsgericht hätte eine nähere Klärung des Sachverhaltes anordnen

müssen, ohne darzutun, was noch zu erheben gewesen wäre. Auch die Vernehmung des Zeugen Dr. H* über die ihm

gegenüber abgegebene Erklärung eines Angestellten der klagenden Partei, die Wechsel seien eingelöst worden, könnte

bei den an sich unbestrittenen tatsächlichen Vorgängen zu keinem für den Beklagten günstigeren Prozeßergebnis

führen.

Der Revision ist ein Erfolg zu versagen.

Die Kostenentscheidung stützt sich auf die §§ 41, 50 ZPO.Die Kostenentscheidung stützt sich auf die Paragraphen 41,

50, ZPO.
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